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Bericht und Beschlussempfehlung 

des Innen- und Rechtsausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Zentrale Anlaufstelle für Opfer von Straftaten 
und deren Angehörige und die Opferschutzbeauftragte oder den Opferschutz-
beauftragten des Landes Schleswig-Holstein - Opferunterstützungsgesetz 
(OuG) 

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
Drucksache 19/3411 

Mit Plenarbeschluss vom 26. November 2021 hat der Landtag den Gesetzentwurf, 
Drucksache 19/3411, an den Innen- und Rechtsausschuss zur weiteren Beratung 
überwiesen. 

Der Ausschuss hat schriftliche Stellungnahmen zu der Vorlage angefordert und sie in 
mehreren Sitzungen, zuletzt am 16. März 2022, beraten. Im Rahmen der Ausschuss-
beratung wurde ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD vorgelegt und mehrheitlich 
abgelehnt und ein Änderungsantrag der regierungstragenden Fraktionen einstimmig 
angenommen.  

Einstimmig empfiehlt der Ausschuss somit dem Landtag, den Gesetzentwurf, Druck-
sache 19/3411, in der aus rechten Spalte der nachfolgenden Gegenüberstellung er-
sichtlichen Fassung anzunehmen. Änderungen gegenüber dem Ursprungsgesetzent-
wurf sind durch Fettdruck kenntlich gemacht. 
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Barbara Ostmeier 
Vorsitzende 
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Gesetz über die Zentrale Anlaufstelle für Opfer von 
Straftaten und deren Angehörige und die  

Opferschutzbeauftragte oder den  
Opferschutzbeauftragten des Landes  

Schleswig-Holstein -  
Opferunterstützungsgesetz (OuG) 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP: 

Ausschussvorschlag: 

  

§ 1 
Zentrale Anlaufstelle für Opfer 

von Straftaten und deren  
Angehörige 

§ 1 
Zentrale Anlaufstelle für Opfer 

von Straftaten und deren  
Angehörige 

(1) In dem für Justiz zuständigen Ministerium 
ist eine Zentrale Anlaufstelle für Opfer von 
Straftaten und deren Angehörige (Zentrale An-
laufstelle) eingerichtet. 

 unverändert 

(2) Diese ist mit einem interdisziplinären Team 
besetzt, das über die notwendigen juristischen, 
psychologischen und sozialpädagogischen be-
ziehungsweise pädagogischen Kenntnisse 
verfügt. 

 

§ 2 
Amt der oder des  

Opferschutzbeauftragten 

§ 2 
Amt der oder des  

Opferschutzbeauftragten 

(1) Die für Justiz zuständige Ministerin oder der 
für Justiz zuständige Minister ernennt eine Op-
ferschutzbeauftragte oder einen Opferschutz-
beauftragten für Schleswig-Holstein (Opfer-
schutzbeauftragte oder Opferschutzbeauftrag-
ter). Sie oder er führt die Bezeichnung „Die Op-
ferschutzbeauftragte des Landes Schleswig-
Holstein“ oder „Der Opferschutzbeauftragte 
des Landes Schleswig-Holstein“. Die Ernen-
nung erfolgt unbefristet mit der Möglichkeit ei-
ner jederzeitigen Kündigung für beide Seiten. 

 unverändert 
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Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP: 

Ausschussvorschlag: 

(2) Die oder der Opferschutzbeauftragte ist eh-
renamtlich tätig und erhält eine Aufwandsent-
schädigung. In der Ausübung dieses Amtes ist 
die oder der Opferschutzbeauftragte unabhän-
gig, weisungsfrei und nur dem Gesetz unter-
worfen. 

 

(3) Das Nähere regelt ein Dienstvertrag.  

§ 3 
Aufgaben der Zentralen  

Anlaufstelle 

§ 3 
Aufgaben der Zentralen  

Anlaufstelle 

(1) Ziel der Zentralen Anlaufstelle ist es, für Be-
troffene von Straftaten eine unkomplizierte In-
anspruchnahme von Betroffenenrechten sowie 
einen schnellen und einfachen Zugang zu be-
stehenden Hilfsmöglichkeiten zu ermöglichen. 
Betroffene von Straftaten (Betroffene) im 
Sinne dieses Gesetzes sind insbesondere Op-
fer, deren Angehörige und Hinterbliebene, Ver-
missende, Augenzeuginnen und Augenzeugen 
sowie Ersthelferinnen und Ersthelfer. 

(1) unverändert 

(2) Die Zentrale Anlaufstelle informiert Be-
troffene über ihre Rechte, Zugangsmöglichkei-
ten zu diesen Rechten und etwaige finanzielle 
Hilfen. Sie vermittelt sie an Opferhilfeeinrich-
tungen und Leistungsträger sowie in sonstige 
Unterstützungs- und Hilfsangebote. 

(2) unverändert 

(3) Die Zentrale Anlaufstelle steht allen Perso-
nen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufent-
halt in Schleswig-Holstein zur Verfügung, un-
abhängig davon, wo sich die Straftat ereignet 
hat, von der sie betroffen sind. Daneben ist die 
Zentrale Anlaufstelle auch für außerhalb von 
Schleswig-Holstein wohnhafte Personen zu-
ständig, sofern sie von einer Straftat betroffen 
sind, die in Schleswig-Holstein begangen 
wurde. 

(3) unverändert 

(4) Die Zentrale Anlaufstelle steht in regelmä-
ßigem Kontakt mit den im Bereich des Opfer-
schutzes und der Opferhilfe tätigen Institutionen 
in Schleswig-Holstein sowie den zentralen Op-
ferhilfestrukturen des Bundes und der anderen 
Länder. 

(4) Die Zentrale Anlaufstelle steht in regelmä-
ßigem Kontakt mit den im Bereich des Opfer-
schutzes und der Opferhilfe tätigen staatli-
chen und zivilgesellschaftlichen Institutio-
nen in Schleswig-Holstein sowie den zentralen 
Opferhilfestrukturen des Bundes und der ande-
ren Länder. 
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Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP: 

Ausschussvorschlag: 

§ 4 
Aufgaben der oder des  

Opferschutzbeauftragten 

§ 4 
Aufgaben der oder des  

Opferschutzbeauftragten 

(1) Die oder der Opferschutzbeauftragte ist 
zentrale Ansprechperson in Schleswig-Hol-
stein für die Anliegen und Belange Betroffener 
von Straftaten. Sie oder er setzt sich dafür ein, 
dass diese schnell und unbürokratisch Hilfe 
und Unterstützung erhalten. 

(1) Die oder der Opferschutzbeauftragte ist für 
die Anliegen und Belange Betroffener von 
Straftaten die zentrale Ansprechperson der 
Schleswig-Holsteinischen Landesverwal-
tung. Sie oder er setzt sich dafür ein, dass die 
Betroffenen schnell und unbürokratisch Hilfe 
und Unterstützung erhalten. 

(2) Die oder der Opferschutzbeauftragte dient 
als Kontaktvermittlerin oder Kontaktvermittler 
zwischen den im Bereich des Opferschutzes 
und der Opferhilfe tätigen Institutionen in 
Schleswig-Holstein. Sie oder er vernetzt sich 
mit der oder dem Beauftragten der Bundesre-
gierung für die Anliegen von Opfern und Hin-
terbliebenen von terroristischen Straftaten im 
Inland, den Opfer- und Opferschutzbeauftrag-
ten anderer Länder sowie den anderen Lan-
desbeauftragten Schleswig-Holsteins. 

(2) Die oder der Opferschutzbeauftragte för-
dert die Kooperation der im Bereich des Op-
ferschutzes und der Opferhilfe tätigen staatli-
chen und zivilgesellschaftlichen Institutio-
nen untereinander in Schleswig-Holstein. Sie 
oder er vernetzt sich mit der oder dem Beauf-
tragten der Bundesregierung für die Anliegen 
von Betroffenen von terroristischen und ext-
remistischen Straftaten im Inland, den Opfer- 
und Opferschutzbeauftragten anderer Länder 
sowie den anderen Landesbeauftragten 
Schleswig-Holsteins. 

(3) Die oder der Opferschutzbeauftragte arbei-
tet eng mit der Zentralen Anlaufstelle zusam-
men. Sie oder er wirkt gemeinsam mit der Zent-
ralen Anlaufstelle auf die in § 3 Absatz 1 ge-
nannten Ziele hin. Zu grundsätzlichen Fragen 
des Opferschutzes und dessen Weiterentwick-
lung wird die oder der Opferschutzbeauftragte 
von dem für Justiz zuständigen Ministerium an-
gehört. 

(3) Die oder der Opferschutzbeauftragte arbei-
tet eng mit der Zentralen Anlaufstelle zusam-
men. Sie oder er wirkt gemeinsam mit der Zent-
ralen Anlaufstelle auf die in § 3 Absatz 1 ge-
nannten Ziele hin. Zu grundsätzlichen Fragen 
des Opferschutzes und dessen Weiterentwick-
lung wird die oder der Opferschutzbeauftragte 
von dem zuständigen Ressort angehört. 

§ 5 
Betreuung nach  

Terroranschlägen und auf einer 
Straftat basierenden  

Großschadensereignissen 

§ 5 
Betreuung nach  

Terroranschlägen und auf einer 
Straftat basierenden  

Großschadensereignissen 

(1) Nach Terroranschlägen und sonstigen mut-
maßlich auf einer Straftat basierenden Groß-
schadensereignissen, die sich in Schleswig-
Holstein ereignet haben, setzen sich die oder 
der Opferschutzbeauftragte und die Zentrale 
Anlaufstelle für eine möglichst frühzeitige, um-
fassende und langfristige Betreuung sämtlicher 
Betroffenen ein. Hierzu bieten die oder der Op-
ferschutzbeauftragte und die Zentrale Anlauf-
stelle den Betroffenen solcher Geschehen be-
reits proaktiv ihre Unterstützung an. Im Übrigen 
gelten § 3 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ent-

 unverändert 
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Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP: 

Ausschussvorschlag: 

sprechend; die Aufgaben werden von der Zent-
ralen Anlaufstelle und der oder dem Opfer-
schutzbeauftragten gemeinsam wahrgenom-
men. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen mit 
Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in 
Schleswig-Holstein, die in einem anderen Land 
oder Staat von einem Terroranschlag oder ei-
nem sonstigen mutmaßlich auf einer Straftat 
basierenden Großschadensereignis betroffen 
sind. 

 

§ 6 
Verarbeitung  

personenbezogener Daten 

§ 6 
Verarbeitung  

personenbezogener Daten 

(1) Die Zentrale Anlaufstelle und die oder der 
Opferschutzbeauftragte können, soweit dies 
zur Wahrnehmung ihrer jeweiligen Aufgaben 
erforderlich ist, personenbezogene Daten Be-
troffener verarbeiten, insbesondere Name, Al-
ter, Geschlecht, Anschrift, Aufenthalt und Er-
reichbarkeit. Dies gilt auch für besondere Kate-
gorien personenbezogener Daten, in erster Li-
nie Gesundheitsdaten, Daten zur sexuellen 
Orientierung einer Person und solche, aus de-
nen sich religiöse oder weltanschauliche Über-
zeugungen oder die ethnische Herkunft erge-
ben; § 12 Absatz 2 und 3 des Landesdaten-
schutzgesetzes gelten entsprechend. 

(1) Die Zentrale Anlaufstelle und die oder der 
Opferschutzbeauftragte können, soweit dies 
zur Wahrnehmung ihrer jeweiligen Aufgaben 
erforderlich ist, personenbezogene Daten Be-
troffener verarbeiten, insbesondere Name, Al-
ter, Geschlecht, Anschrift, Aufenthalt und Er-
reichbarkeit. Dies gilt auch für besondere Kate-
gorien personenbezogener Daten, in erster Li-
nie Gesundheitsdaten, Daten zur sexuellen 
Orientierung einer Person und solche, aus de-
nen sich religiöse oder weltanschauliche Über-
zeugungen oder die ethnische Herkunft erge-
ben; die zusätzlichen Anforderungen des 
§ 12 Absatz 2 und 3 des Landesdatenschutz-
gesetzes sind zu erfüllen. Die Weitergabe 
personenbezogener Daten durch die Zent-
rale Anlaufstelle oder die Opferschutzbe-
auftragte beziehungsweise den Opfer-
schutzbeauftragten erfordert im Regelfall 
die Einwilligung der Betroffenen. 

(2) Nach Erfüllung des Zweckes nach Absatz 1 
sind die Daten zu löschen. Gesetzliche Aufbe-
wahrungsfristen bleiben hiervon unberührt. 

(2) unverändert 

§ 7 
Tätigkeitsbericht und  

Sonderbericht 

§ 7 
Tätigkeitsbericht und  

Sonderbericht 

(1) Die Zentrale Anlaufstelle und die oder der 
Opferschutzbeauftragte erstatten jährlich Be-
richt über ihre Tätigkeiten. Dieser Tätigkeitsbe-
richt unterteilt sich in die Berichterstattung der 
Landesregierung über die Tätigkeit der Zentra-
len Anlaufstelle und die eigene, davon unab-
hängige Berichterstattung der oder des Opfer-
schutzbeauftragten. Die Landesregierung gibt 

 unverändert 
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Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP: 

Ausschussvorschlag: 

den Tätigkeitsbericht unverzüglich dem Land-
tag zur Kenntnis. 

(2) Nach einem Geschehen im Sinne des § 5 
Absatz 1 erstatten die Zentrale Anlaufstelle und 
die oder der Opferschutzbeauftragte einen 
Sonderbericht. Dieser soll möglichst binnen 
sechs Monaten nach dem Eintritt des Scha-
densereignisses erstellt werden. Im Übrigen 
gilt Absatz 1 entsprechend. 

 

§ 8 
Inkrafttreten 

§ 8 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

 unverändert 

 


